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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Große Anfrage der Abgeordneten Clara Bünger, Dr. André Hahn, Gökay 
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Gruppe Die Linke 
– Drucksache 20/13034 –

Praxis der Abschiebungshaft seit 2021

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Anfang 2024 hat der Bundestag das sogenannte Rückführungsverbesserungs-
gesetz beschlossen, das neben zahlreichen anderen Verschärfungen auch eine 
Verlängerung der maximalen Dauer des Ausreisegewahrsams und eine Aus-
weitung von Abschiebungshaft vorsieht. Zum Beispiel können die Behörden 
Asylsuchende nun unter bestimmten Umständen schon bei Stellung des Asyl-
erstantrags in Abschiebungshaft nehmen, bei Folgeantragstellenden wurde die 
Anordnung von Abschiebungshaft weiter erleichtert. Die Menschenrechtsor-
ganisation Pro Asyl schätzt, dass künftig weitaus mehr Asylsuchende während 
ihres Asylverfahrens inhaftiert werden (www.proasyl.de/news/das-gegenteil-v
on-verbesserungen-das-neue-rueckfuehrungsgesetz-verschlimmert-die-lage/). 
Bereits in den Jahren zuvor war Abschiebungshaft stetig ausgeweitet worden, 
etwa durch zwei Gesetze zur „Verbesserung der Durchsetzung der Ausreise-
pflicht“ 2017 und 2019.

Die Zahl der in Abschiebungshaft genommenen Menschen ist in den letzten 
Jahren angestiegen. 2016 waren davon 2 821 Menschen betroffen (inklusive 
Dublin-Haft und Ausreisegewahrsam), 2017 gab es 4 163 Abschiebehaftfälle, 
2018 waren es 4 481, 2019 waren es 5 208. 2020 ging die Zahl der Abschiebe-
haftfälle pandemiebedingt zurück, bis 2022 stieg sie einer Recherche des Me-
diendienstes Integration zufolge wieder auf knapp 5 000 an. Aktuellere Zahlen 
liegen nach Kenntnis der Fragestellenden nicht vor (vgl. die Bundestagsdruck-
sachen 19/31669 und 19/5817 sowie www.mediendienst-integration.de/artike
l/im-grossen-stil-abschieben.html#:~:text=2023%20ist%20die%20Zahl%20de
r,des%20sogenannten%20Chancenaufenthalts%20an%20Geduldete).

An der Praxis von Abschiebungshaft gibt es viel Kritik. Der Freiheitsentzug 
dient dem alleinigen Zweck, die Abschiebung der Betroffenen durchzusetzen; 
es handelt sich somit in der Regel um „unbescholtene“ Menschen, oftmals um 
Geflüchtete, die zur Durchführung des Asylverfahrens in einen anderen EU-
Staat überstellt werden sollen. Darüber hinaus werden Gefangene in Abschie-
behaftanstalten Berichten zufolge immer wieder menschenunwürdig behan-
delt; es kommt zu Isolationshaft und zu Fixierungen. Ein ehemaliger Insasse 
der Haftanstalt in Büren, die die größte in Deutschland ist, berichtet, dass fast 
zehn Polizisten ihn nach einem Suizidversuch „wie ein Tier gepackt“ und ge-
waltsam in den sogenannten Keller, einen speziellen Haftraum, gebracht hät-
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ten. Dort sei er an Händen und Füßen an einen Tisch gefesselt worden; diese 
Fixierung habe über zwölf Stunden gedauert (www.deutschlandfunk.de/abschi
ebehaft-abschiebung-asylsuchende-fluechtende-100.html). Unabhängige 
Initiativen dokumentieren eine Vielzahl an Suiziden und Selbstverletzungen in 
Abschiebehaft (www.ari-dok.org/webdokumentation/, doku.deathincustody.
info).

Hinzu kommt, dass Abschiebungshaft häufig rechtswidrig angeordnet wird. 
Das unterstreicht die persönliche Verfahrensstatistik des auf Abschiebungs-
haftfälle spezialisierten Rechtsanwalts Peter Fahlbusch, der diese in Ermange-
lung offizieller Zahlen regelmäßig veröffentlicht (taz.de/Anwalt-ueber-Abschi
ebehaft/!5469437/). Zum Stand 12. Juni 2024 waren nach seinen Angaben 
(Info-Mail vom 12. Juni 2024) gut die Hälfte der 2 548 Menschen, die er seit 
2001 in Abschiebungshaftverfahren vertreten hat, rechtswidrig in Abschie-
bungshaft; manche „nur“ einen Tag, andere monatelang. Im Durchschnitt wa-
ren die Betroffenen mehr als drei Wochen (25,7 Tage) rechtswidrig inhaftiert. 
Rechtsanwalt Fahlbusch spricht von einem „Armutszeugnis für alle am Ver-
fahren Beteiligten. Artikel 104 des Grundgesetzes, Kronjuwel unserer Verfas-
sung, gilt für manche Menschen nicht“ (Info-Mail vom 22. Februar 2021). Der 
Bundesgerichtshof (BGH) erklärte Anfang 2019, dass in den Fällen, in denen 
er seit 2015 über Abschiebungshaft entschieden hatte, „in der Regel die Haft-
anordnung für rechtswidrig erklärt“ wurde (www.sueddeutsche.de/politik/flue
chtlinge-abschiebung-abschiebehaft-1.4304734-0#seite-2). Auch in den 
Jahren zuvor hatte der Bundesgerichtshof von ihm überprüfte Entscheidungen 
der Amtsgerichte in Freiheitsentziehungssachen bei Abschiebungen zu 85 bis 
90 Prozent als rechtswidrig eingeschätzt (vgl. dazu Schmidt-Räntsch, NVwZ 
2014, S. 110).

Die Richterin am Bundesgerichtshof Schmidt-Räntsch kritisierte in einem Ar-
tikel, dass von Abschiebungshaft „Betroffene ihre Rechte letztlich nicht effek-
tiv wahrnehmen können“, weil es keine Pflichtverteidigung von Anfang an ge-
be, wie es in Strafsachen üblich sei („Vorgaben des Artikels 5 EMRK für die 
Abschiebungshaft“, in: Asylmagazin 9/2020, S. 298). Dies wurde mit dem so-
genannten Rückführungsverbesserungsgesetz geändert. Seit dessen Inkrafttre-
ten muss Menschen, die in Abschiebehaft genommen werden sollen, stets eine 
rechtsanwaltliche Vertretung zur Seite gestellt werden. Das ist notwendig, weil 
Abschiebegefangene in der Regel nicht über die notwendigen Mittel verfügen, 
um sich eine Verteidigerin leisten zu können. Außerdem ist das Abschiebungs-
haftrecht sehr komplex und für Laiinnen kaum zu überblicken (www.proasy
l.de/news/das-gegenteil-von-verbesserungen-das-neue-rueckfuehrungsgesetz-
verschlimmert-die-lage/).

Zahlen zur Abschiebungshaft liegen auf Bundesebene nicht vor, weshalb die 
Daten im Rahmen dieser regelmäßig gestellten Großen Anfrage ermittelt wer-
den sollen. Die Fragestellenden gehen davon aus, dass auch die Bundesregie-
rung ein Interesse an aktuellen bundesweiten Informationen zur Praxis der 
Abschiebungshaft haben muss und sich diese, wie in der Vergangenheit, durch 
eine entsprechende Abfrage gegenüber den Bundesländern mit zumutbarem 
Aufwand verschaffen kann. Zur Reduzierung des Bearbeitungsaufwands und 
zur Ermöglichung einer Beantwortung innerhalb der üblichen Frist haben sich 
die Fragestellenden auf die Abfrage wichtiger Kerndaten beschränkt. An die-
sen Daten gibt es zudem großes Interesse vonseiten der Zivilgesellschaft, der 
Medien und der Wissenschaft.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung sieht die in Übereinstimmung mit europäischem Recht 
geregelte Abschiebungshaft als ein wesentliches Instrument zur Durchsetzung 
der Rückführung vollziehbar ausreisepflichtiger Personen an. In diesem Zu-
sammenhang kann die Verhängung von Abschiebungshaft erforderlich sein, so-
weit im Einzelfall kein milderes Mittel zur Verfügung steht und die Ausreise-
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frist, bis zu deren Ablauf eine freiwillige Ausreise möglich war, erfolglos ver-
strichen ist oder eine solche nicht zu gewähren war.
Die Bundesregierung weist allerdings darauf hin, dass die vorgelegte Große 
Anfrage die Grenzen des verfassungsrechtlich verbürgten Fragerechts des Par-
laments gegenüber der Bundesregierung überschreitet, da ausschließlich Um-
stände berührt sind, die nicht in den Verantwortungsbereich der Bundesregie-
rung fallen. So fällt, wovon die Fragesteller selbst ausgehen, der Vollzug der 
Abschiebungshaft in den Zuständigkeitsbereich der Länder. Anders als frühere 
Große Anfragen zur Abschiebungshaft betreffen die Fragen ausschließlich den 
Verantwortungsbereich der Länder. Dies wird bereits in den jeweiligen Frage-
stellungen deutlich, die auf die Angaben und Kenntnisse der Länder abstellen. 
Die Fragestellungen würden in den Ländern jedenfalls teilweise auch nur mit 
spezifischen Auswertungen beantwortet werden können. Ausführungen der 
Bundesregierung zu diesen Fragestellungen können, abgesehen von Frage 4, 
nicht aufgrund vorliegender eigener Erkenntnisse getroffen werden.
Eine Verpflichtung, die Informationen in den Ländern abzufragen, besteht 
nicht. Bei den Ländern besteht keine Pflicht, auf eine entsprechende Anfrage zu 
antworten. Soweit die Bundesregierung in der Vergangenheit zur Beantwortung 
einer Großen Anfrage zu diesem Thema bei den Ländern entsprechende Ab-
fragen durchgeführt hatte, erfolgte dies ohne Anerkenntnis einer Rechtspflicht 
(Bundestagsdrucksache 18/7196). Da aber anders als frühere Große Anfragen 
hierzu ausschließlich nach den Angaben der Länder gefragt wird, diese An-
gaben dem Bund aber nicht vorliegen, und die Bundesregierung auch keine 
Pflicht zur Abfrage bei den Ländern hat, erfolgen keine entsprechenden An-
gaben.

 1. Wie viele Personen waren nach Angaben der Bundesländer in den Jahren 
2021, 2022, 2023 und (soweit vorliegend) 2024 in Abschiebungshaft 
(bitte nach Bundesländern und Geschlecht auflisten und zudem nach Ab-
schiebungs-, Überstellungshaft und Ausreisegewahrsam differenzieren; 
bitte zusätzlich angeben, wie viele besonders schutzbedürftige Personen, 
Schwangere, Minderjährige, Ältere, Behinderte usw. in Haft waren)?

Welche Angaben können die Bundesländer dazu machen, wie sich die 
Gefangenen auf die einzelnen Abschiebehafteinrichtungen verteilen?

 2. Welche Staatsangehörigkeiten hatten nach Angaben der Bundesländer 
die in den Jahren 2021, 2022, 2023 und (soweit vorliegend) 2024 in Ab-
schiebungshaft befindlichen Personen (bitte nach den zehn wichtigsten 
Staatsangehörigkeiten und Bundesländern differenzieren und konkrete 
Fallzahlen nennen)?

 3. Über welche Abschiebehaftkapazitäten bzw. Plätze im Ausreisegewahr-
sam verfügten die einzelnen Bundesländer nach ihren Angaben in den 
Jahren 2021, 2022, 2023 und zum aktuellen Stand, und welche Vereinba-
rungen zur Nutzung von Abschiebehaftkapazitäten in anderen Bundes-
ländern bestehen gegebenenfalls?

In welchen Bundesländern erfolgt eine Abschiebungshaft in welchen 
Konstellationen auch in Justizvollzugsanstalten (bitte nach Bundeslän-
dern, Jahren – seit 2021 – und Zahl der Betroffenen auflisten)?
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 5. Welche Kenntnisse der Bundesländer gibt es zu der Anzahl der in den 
Jahren 2021, 2022, 2023 und (soweit vorliegend) 2024 gestellten Ab-
schiebungs- bzw. Überstellungshaftanträge und dazu, wie viele dieser 
Anträge von den Gerichten zurückgewiesen bzw. wie viele im Verlauf 
der Haft wieder aufgehoben wurden bzw. wie viele (nachträgliche) ge-
richtliche Feststellungsentscheidungen es gab, wonach Haftanordnungen 
Betroffene in ihren Rechten verletzt haben (bitte nach Jahren und Bun-
desländern differenziert angeben und soweit möglich nach Haft vor einer 
Abschiebung bzw. vor einer Überstellung differenzieren und angeben, 
warum solche Daten gegebenenfalls nicht erhoben werden), und welche 
Kenntnisse oder Einschätzungen der Bundesländer liegen vor zu Scha-
densersatzzahlungen wegen rechtswidriger Abschiebungsinhaftierungen 
und zu gewährten Verfahrenskostenhilfeentscheidungen unter Beiord-
nung von Anwältinnen und Anwälten (bitte so differenziert wie möglich 
ausführen)?

 6. Mit welchen Gesetzen, Verwaltungsvorschriften, Rundschreiben usw. 
wird die Abschiebungshaft in den einzelnen Bundesländern nach Länder-
angaben geregelt (bitte nach Bundesländern differenzieren; Angaben nur 
erforderlich, soweit es Änderungen gegenüber den Angaben zu Frage 7 
auf Bundestagsdrucksache 19/31669 gab)?

 7. Wie viele Personen befanden sich nach Angaben der Bundesländer in 
den Jahren 2021, 2022, 2023 und (soweit vorliegend) 2024 für wie lange 
in Abschiebungs- bzw. Überstellungshaft bzw. im Ausreisegewahrsam 
(bitte differenzieren, auch nach Bundesländern, Geschlecht, Minderjäh-
rig- bzw. Volljährigkeit und Zeitdauer: bis zu zwei Wochen, zwei bis 
sechs Wochen, sechs Wochen bis 3 Monate, 3 bis 6 Monate, 6 bis 12 Mo-
nate, 12 bis 15 Monate, 15 bis 18 Monate), und welche Angaben können 
die Bundesländer zur durchschnittlichen Verweildauer in Abschiebungs-
hafteinrichtungen machen (bitte nach Bundesländern und Jahren auflis-
ten)?

 8. Wie viele der Personen in Abschiebungshaft wurden nach Angaben der 
Bundesländer ohne Vollzug der Abschiebung wieder entlassen, und 
welche Kenntnisse oder Einschätzungen liegen zu den Gründen hierfür 
vor (z. B. freiwillige Ausreise, richterliche Anordnung, Änderung der 
Sachlage usw.; bitte nach Jahren, seit 2021, und Bundesländern differen-
zieren)?

 9. Wie vielen Abschiebungen bzw. Überstellungen (bitte differenzieren) 
ging nach Angaben der Bundesländer in den Jahren 2021, 2022, 2023 
und (soweit vorliegend) 2024 eine Abschiebungs- bzw. Überstellungshaft 
bzw. ein Ausreisegewahrsam voraus (bitte nach Jahren und Bundeslän-
dern und den fünf wichtigsten Staatsangehörigkeiten auflisten und in ab-
soluten und relativen Zahlen angeben)?

10. Wie hoch waren nach Angaben der Bundesländer seit 2021 die Anzahl 
und der Anteil derjenigen Personen, die direkt im Anschluss an eine 
Strafhaft in Abschiebungshaft genommen wurden, und wie viele Perso-
nen wurden direkt im Anschluss an eine Strafhaft abgeschoben (bitte je-
weils nach Jahren und Bundesländern differenziert auflisten); welche ge-
sonderten Angaben lassen sich zur Abschiebungshaft in Bezug auf soge-
nannte „Gefährder“ machen (bitte ausführen)?

11. Welche Angaben der Bundesländer gibt es zu den Kosten der Abschie-
bungshaft (bitte nach Bundesländern, Haftanstalten und Jahren – seit 
2021 – differenzieren und angeben: durchschnittliche tägliche Kosten der 
Abschiebungshaft pro Person – Tagessatz – und Gesamtkosten im Jahr; 
diese soweit möglich bitte auch nach Personal-, Dolmetscher-, Sach- 
bzw. Gebäudekosten usw. differenzieren)?
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12. Wie viele Personen in der Abschiebungshaft kamen seit 2021 nach An-
gaben der Bundesländer durch Fremdeinwirkung bzw. eigenes Handeln 
zu Schaden oder nahmen sich das Leben (bitte nach Jahren und Bundes-
ländern und soweit möglich nach konkreter Handlung und Datum diffe-
renzieren)?

13. Wie viele Personen wurden seit 2021 nach Angaben der Bundesländer 
bzw. ergänzender Kenntnis der Bundesregierung im Rahmen des Dublin-
Überstellungsverfahrens in Haft genommen (bitte nach Jahren und Bun-
desländern differenziert antworten und soweit möglich weitere Angaben 
zur Dauer der Inhaftierung, zu den fünf wichtigsten Staatsangehörigkei-
ten bzw. Zielstaaten, zum Anteil der Minderjährigen usw. machen), und 
wie vielen Überstellungen ging eine Inhaftierung voraus (bitte nach Jah-
ren differenzieren, in absoluten und relativen Zahlen seit 2021)?

14. Wie viele Personen waren in den Jahren 2021, 2022, 2023 und (soweit 
vorliegend) 2024 nach Angaben der Bundesländer in Transithaft (§ 15 
Absatz 6 des Aufenthaltsgesetzes – AufenthG), Zurückweisungshaft 
(§ 15 Absatz 5 AufenthG), Zurückschiebungshaft (§ 57 Absatz 3 
AufenthG) sowie in Unterbringung während des Flughafenverfahrens 
(§ 18a Absatz 1 des Asylgesetzes – AsylG) (bitte nach Bundesländern 
und Jahren sowie nach den unterschiedlichen Haftarten differenzieren)?

15. Wie viele Personen wurden nach Angaben der Bundesländer im Rahmen 
der mit dem Rückführungsverbesserungsgesetz eingeführten Pflichtver-
teidigung in Abschiebehaftsachen anwaltlich vertreten (bitte möglichst 
nach Hafteinrichtung differenzieren)?

Die Fragen 1 bis 3 und 5 bis 15 werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen. Der Bundes-
regierung liegen hierzu keine Angaben der Länder vor.

 4. Welche Abschiebungshaft- oder Ausreisegewahrsamseinrichtungen an 
welchen Standorten gibt es nach Angaben der Bundesländer derzeit oder 
sind ggf. geplant (bitte auch Angaben zu deren maximaler Belegungs-
zahl, Betreiber und etwaigen Besonderheiten machen)?

Nach Kenntnis des Bundes gibt es (Stand: 21. Oktober 2024) nach Angaben der 
Länder an folgenden Standorten Abschiebungshaft- oder Ausreisegewahrsams-
einrichtungen.

Abschiebungshafteinrichtung/Ausreisegewahrsam Land Gesamtanzahl
Brandenburg Brandenburg 20
Pforzheim Baden-Württemberg 51
Eichstätt Bayern 90
Hof Bayern 150
München Bayern 20
Bremen Hansestadt Bremen 16
Darmstadt-Eberstadt Hessen 80
Hannover-Langenhagen Niedersachsen 48
Büren Nordrhein-Westfalen 175
Ingelheim Rheinland-Pfalz 40
Dresden Sachsen 58
Glückstadt Schleswig-Holstein 42
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Konkrete Erkenntnisse zu etwaigen Planungen der Länder liegen dem Bund 
nicht vor. Ebenfalls sind mangels einer Eingrenzung des Begriffs „Besonder-
heiten“ im Sinne der Fragestellung weitere Ausführungen nicht möglich. Es 
wird insoweit auf die für Abschiebungshaftangelegenheiten ausschließlich zu-
ständigen Länder verwiesen.
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